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Editorial
Standards sind zentral, damit die Mul-
tilateralen Entwicklungsbanken ihre 
Projekte sozial- und umweltverträglich 
umsetzen können. Eingebettet in überge-
ordnete Konzepte wie Länder- oder Ener-
giestrategien, tragen sie dazu bei, dass 
Entwicklung und Armutsreduktion nach-
haltig und wirksam sind. Was Standards 
nicht können: Generelle Missstände in 
einem Land beheben. Sie sind nicht das 
Instrument einer als „Polizistin“ auftre-
tenden Entwicklungsbank, um in einem 
Partnerland weitreichende Reformen 
durchzudrücken. Das Empfängerland 
steht in der Hauptverantwortung, seine 
Entwicklungsziele zu erreichen – inklu-
siv, wirksam, nachhaltig.

Die Schweiz hat aktiv mitgewirkt an der 
Reform der Weltbank-Standards, die im 
Zentrum dieses Newsletters stehen, und 
sich dabei intensiv mit interessierten 
Kreisen ausgetauscht. Wir erachten das 
revidierte Paket als tragfähigen Kompro-
miss zwischen 189 Mitgliedsländern und 
fast so vielen Positionen. 

Auf dem Papier allein sind die Stan-
dards nutzlos. Es braucht in der Praxis 
die nötigen personellen und finanziellen 
Ressourcen, institutionelle Anreize und 
solide Prüfmechanismen. Ausführungs-
risiken wird es immer geben. Wichtig 
ist, dass sie erkannt und dank entspre-
chender Mechanismen korrigiert werden. 
SECO und DEZA bleiben am Ball, damit 
die Umsetzung bestmöglich den Politi-
ken und Vorgaben entspricht.

Nicole Ruder
Daniel Birchmeier»

Die neuen Weltbank-Standards

Die grossen Entwicklungsbanken legen Schutzmassnahmen fest, 
um die sozialen und ökologischen Folgen der Projekte, die sie 
finanzieren, zu bewältigen. Auch die Weltbank hat vor kurzem ihre 
Schutzvorkehrungen, die so genannten Safeguards, überarbeitet. 
Für einige sind sie ein Rück-, für andere ein Fortschritt. 

Bei den Schutzvorkehrungen geht die 
Weltbank mit gutem Beispiel voran. An 
deren Ausarbeitung wird seit Mitte der 
1980er-Jahre gearbeitet, insbesondere 
nachdem an verschiedenen Projekten hef-
tige Kritik geübt wurde. 1997 wurden die 
Richtlinien in zehn operationellen Grund-
sätzen („Operational Policies“) zusammen-
gefasst: sechs für die Umwelt, zwei für den 
Sozialbereich und zwei für die Rechtspraxis.

Diese Grundsätze hatten Modellcharakter 
– unter anderem für die regionalen Ent-
wicklungsbanken – und wurden von ihnen 
für ihre Zwecke aktualisiert. So führte die 
Asiatische Entwicklungsbank 2010 einen 
neuen Rahmen ein, welcher ihre gesamten 
Schutzregeln unter einem Dach vereint. Die 
Afrikanische Entwicklungsbank, die ihre 

«Schutz- und Konformitätsbewertungsver-
fahren» in den 1990er-Jahren aufstellte, 
schloss deren Aktualisierung 2014 ab, insbe-
sondere um ihre Praxis an diejenige anderer 
regionaler Entwicklungsbanken anzuglei-
chen. 

Ernüchternde Bilanz

Die von der Weltbank geförderten Projek-
te machen mitunter eine Umsiedlung der 
Bewohner erforderlich. Die Aufsicht der 
Projekte wurde jedoch «schlecht bis gar 
nicht dokumentiert, die Durchführung der 
Schutzmassnahmen wurde nicht verfolgt, 
und in einigen Fällen wurden die Projekte 
nicht als grössere Gefahr für die umliegende 
Bevölkerung eingeschätzt».
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Die städtische Entwicklung – hier in Vietnam – kann sich negativ auf die Umwelt oder auf die Rechte der Arbeit-
nehmenden auswirken. Bei den von der Weltbank unterstützten Projekten sollen Standards zur Vermeidung von 
Missbrauch beitragen. Foto Tran Viet Duc/Weltbank.
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Diese ernüchternde Bilanz stammt ... von 
der Weltbank selbst. Diese Kritik schliesst 
sich derjenigen von anderen Stellen an. 
2015 ergab eine umfassende Recherche des 
Internationalen Konsortiums für investiga-
tive Journalisten, dass zwischen 2004 und 
2013 etwa 3,4  Millionen Menschen in der 
Folge von Weltbankprojekten umgesiedelt 
wurden und dass die Institution häufig ge-
gen ihre eigenen Regeln verstossen hatte. 

«Wir haben die Umsiedlungen [der Men-
schen] kritisch untersucht, und was wir her-
ausgefunden haben, erfüllt mich mit grosser 
Sorge», so die Bilanz des Präsidenten der 
Bank, Jim Yong Kim, im März 2015. «Wir 
müssen und werden es besser machen». 
Mit den neuen Standards, die seit 2012 in 
Arbeit sind und vom Verwaltungsrat der 
Bank am 4.  August 2016 abschliessend 
gebilligt wurden, soll dieses Versprechen 
erfüllt werden. Sie tragen sämtlichen ökolo-
gischen und sozialen Risiken Rechnung, die 
sich aus den von der Bank finanzierten Vor-
haben ergeben.  

Die neuen Standards

Die Weltbank muss sich auf das neue Um-
feld, in dem die internationale Hilfe erbracht 
wird, sowie die Rolle, die die Institution dar-
in spielen kann, einstellen. Das Einkommens- 
und Kapazitätsprofil der Empfängerländer 
ist vielschichtiger geworden; seit der Annah-
me der Erklärung von Paris über die Wirk-
samkeit der Entwicklungshilfe 2005 werden 
dieselben Länder stärker in die Verwaltung 
der Entwicklungshilfe eingebunden; zudem 
haben neue Finanzierungsquellen wie die 
unlängst gegründete Asiatische Infrastruk-
tur Investitionsbank (AIIB), die Privatwirt-
schaft, Direktinvestitionen und die Beiträge 
von Migranten an Bedeutung gewonnen. 
Darüber hinaus war es höchste Zeit für eine 
Harmonisierung und Integration der Schutz-
massnahmen, wie dies bereits bei den re-
gionalen Entwicklungsbanken geschehen 
war. Die Weltbank räumt ein, dass die «Ge-
samtheit der Schutzmassnahmen im Laufe 
der Jahre und etwas ad hoc konzipiert wur-
de», um die Fragen anzugehen, die sich bei 
den Projekten stellten. 

Nach dreijährigen Beratungen, Hun-
derten von Treffen und drei Fassungen 
wurde der Entwurf der überarbeiteten 
Standards schliesslich im August 2016 vom 

Verwaltungsrat der Bank verabschiedet. 
Ganz oben auf der Liste der 20 Themen, die 
während des Prozesses am meisten disku-
tiert wurden, stehen Landerwerb und Um-
siedlungen, Arbeitsbedingungen, indigene 
Völker und Klimawandel.

Aus den «Schutzmassnahmen» sind «Stan-
dards» geworden, von denen sich die Bank 
bei ihrem Herangehen an die Bewältigung 
ökologischer und sozialer Risiken leiten las-
sen wird. Die Standards sind eher ergebnis- 
als verfahrensorientiert. Im Klartext: Sie sind 
nicht mehr als unabdingbare Voraussetzung 
für die Finanzierung eines Projekts, sondern 
als ein im Zuge der Umsetzung «entwick-
lungsfähiges» Konstrukt angelegt. Ziel ist es, 
die Realisierung des Projekts zu erleichtern, 
die Empfängerländer stärker einzubinden 
und die Weiterverfolgung zu verbessern. 
Diese grundlegende Veränderung geht mit 
höheren Anforderungen an Transparenz 
und Rechenschaftslegung (Accountability) 
seitens der Bank und ihrer Kunden einher. 

Ein pragmatischer Ansatz

Die neuen Standards haben eine Welle 
der Kritik ausgelöst, in der die Vielfalt der 
Interessenträger und die dadurch beding-
ten Kompromisse zum Ausdruck kommen. 
Der wichtigste Vorwurf gegenüber der 
Weltbank lautet, sie habe ihre Schutzmass-
nahmen zugunsten flexiblerer Standards 
aufgegeben und ihre Anforderungen abge-
schwächt. Einige NGOs sehen die grössere 

Verantwortung, die den Empfängerländern 
für die Anwendung der Standards zuge-
wiesen wurde, als problematisch an. «Die 
Bank überprüft die von den Kreditnehmern 
vorgelegten Informationen kaum. Und of-
fenkundig sind [diese] in einer wirtschaftlich 
günstigen Position, die negativen Folgen für 
die Gemeinschaften zu verschweigen, denn 
sie wollen Darlehen erhalten», hob Amnesty 
International 2015 hervor. 

Die Bank hingegen versichert, die Stärkung 
der Befugnisse der kreditnehmenden Län-
der sei ein Schlüsselelement der Umsetzung 
der Standards. Werden die Kapazitäten der 
Länder als unzureichend eingestuft, sollen 
die Auflagen der Bank greifen. In einigen 
Bereichen wird den Ländern allerdings ein 
Ermessensspielraum zugestanden, etwa bei 
der Vereinigungsfreiheit, die auf eine dem 
innerstaatlichen Recht entsprechende Weise 
zu betrachten ist. 

Einige heikle Themen waren nicht konsens-
fähig, etwa die Frage der Menschenrechte. 
Der Menschenrechtsrat kritisierte die Welt-
bank heftig bezüglich dieser Fragen. 

Wie die Bank erklärte, sollte dieses Thema 
auf Verlangen der Regierungen der Ge-
berländer und der Zivilgesellschaft einen 
Kernpunkt der Überarbeitung bilden, doch 
hätten sich die Empfängerländer dem wi-
dersetzt. Nach ihrer Auffassung dürften die 
Standards keine Werte fördern, die im Wi-
derspruch zu den einzelstaatlichen Werten 

Bei der Umsiedlung der Bevölkerung muss die Weltbank dafür sor-
gen, dass die Lebensgrundlagen, namentlich in der Landwirtschaft, 
Teil der Entschädigung sind. Photo Scott Wallace/Weltbank.
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oder Gesetzen stehen. Dabei beziehen sie 
sich auf das Gründungsdokument der In-
stitution von 1944, wonach die Bank sich 
nicht in die politischen Angelegenheiten der 
Länder einmischen darf. Schlussendlich sind 
die Menschenrechte in den Text, in dem die 
Bank ihre Vision darlegt, integriert worden, 
und somit in den Hintergrund getreten. 

Diese Revision, die aus einer ausgiebigen 
Konsultation hervorgeht, lässt deutlich er-
kennen, wie schwierig es ist, Partner, die 

unterschiedliche, ja gegenläufige Interessen 
und Überzeugungen vertreten, unter einen 
Hut zu bringen. Dabei hat sich ein pragma-
tischer Ansatz herauskristallisiert: Das, was 
möglich ist, wird unterstützt, gleichzeitig 
wird jedoch die Anwendung überwacht. 
Diese Position vertritt auch die Schweiz. Die 
Einführung der Standards wird sich über ei-
nen Zeitraum von mehreren Jahren erstre-
cken. Für ihre Überwachung hat die Bank 
eine erhebliche Aufstockung der Mittel vor-
gesehen. 

Treffen des hochrangigen politischen Forums (HLPF), 
das die Ziele für nachhaltige Entwicklung koordiniert, 
New York 2015. Foto IISD.

Eine Gruppe von Frauen in traditionellen Kleidern in 
Kenia. Die Kultur der indigenen Bevölkerung darf durch 
Entwicklungsprojekte nicht gefährdet werden. Foto 
Kurt Carnemark/Weltbank.

Drei Fragen an...
DR. STEPHEN F. LINTNER ist unabhängiger Experte und berät Regierun-
gen und Entwicklungsorganisationen zur Umwelt- und Sozialverträglich-
keit. Er war während langer Zeit für die Weltbank tätig, unter anderem von 
2000 bis 2014 als leitender technischer Berater zu diesem Thema. Derzeit 
ist Herr Lintner leitender Umwelt- und Sozialreferent bei der neu gegrün-
deten Asiatischen Infrastruktur-Investitionsbank (AIIB).

Worin bestehen die wichtigsten 
Herausforderungen, denen sich 
multilaterale Entwicklungsbanken (MEB) 
bei der Erarbeitung und Umsetzung 
ihrer Umwelt- und Sozialpolitik 
gegenübersehen?
Umwelt- und Sozialverträglichkeit ist für 
die MEB ein zentrales Anliegen, was sie 
mit ihren Strategien und Konzepten zur 
Bewältigung projektbezogener Risiken 
und Folgen im Umwelt- und Sozialbereich 
unter Beweis stellen. Zwar sind die MEB 
durchaus in der Lage, gemeinsam mit ih-
ren Kunden potenzielle Risiken und Fol-
gen abzuschätzen, doch bestehen bei der 
Projektumsetzung nach wie vor Heraus-
forderungen. 

Die meisten MEB betreiben nun eine Po-
litik, die sich auf ausgewogenere Ansätze 
mit Schwerpunkt auf einer vorgelagerten 
Folgen- und Risikoabschätzung stützt, 
ergänzt durch nachgelagerte Massnah-
men, mit denen die Durchführung von 
Aktivitäten in den Bereichen Risikoma-
nagement, Risikominderung und Ri-
sikoüberwachung verbessert werden 
soll. Durch die verstärkte Nutzung von 

Managementplänen sollen diese Mass-
nahmen von Anfang an in die Konzep-
tion, das Budget und den Zeitplan der 
Projekte integriert werden.

Welche wesentlichen Veränderungen 
haben sich im vergangenen Jahrzehnt in 
der Politik der MEB vollzogen?
Am wichtigsten ist, dass die Bedeutung 
der Abschätzung und Bewältigung von 
Risiken und Folgen anerkannt wurde, 
dass sozialen Themen und insbesondere 
schutzbedürftigen Bevölkerungsgrup-
pen mehr Aufmerksamkeit zuteilwird 
und dass der Klimawandel, die biologi-
sche Vielfalt und das Kulturerbe stärker 
berücksichtigt werden. Die Konzepte 
enthalten klarere Festlegungen zur Rol-
le und den Verantwortlichkeiten, die den 
MEB und ihren Kunden hinsichtlich der 
ökologischen und sozialen Aspekte der 
Projektvorbereitung, -umsetzung und 
-überwachung zukommen. Wichtig sind 
zudem Konsultations-, Offenlegungs- und 
Streitbeilegungsmechanismen.

Insgesamt haben die MEB ihre stark 
präskriptive Politik durch Konzepte 

ersetzt, deren Augenmerk eher darauf 
liegt, Grundsätze einzuhalten und Ziele zu 
erfüllen und somit nachhaltige Ergebnis-
se zu ermöglichen.

Über welche institutionellen Kapazitäten 
verfügen die Länder, in denen die MEB 
tätig sind?
In vielen Ländern hat sich die Bewälti-
gung ökologischer und sozialer Risiken 
und Folgen durch den öffentlichen Sektor 
und die Privatwirtschaft in den vergan-
genen 20  Jahren angesichts der wach-
senden Einsicht in ihre Bedeutung für die 
wirtschaftliche und soziale Entwicklung 
deutlich verbessert. Zudem ist dies auf die 
jahrelange Förderung von Kapazitätsauf-
baumassnahmen durch internationale 
und einheimische Partner zurückzufüh-
ren, die fortgesetzt werden muss. In An-
betracht dieser erweiterten Kapazitäten 
haben viele MEB ihre Politik so gestaltet, 
dass nun eine selektive Nutzung einzel-
staatlicher Systeme möglich ist, sofern 
sie den Zielen der Politik entsprechen und 
schon lange erfolgreich eingesetzt wer-
den.
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Die neuen Standards auf dem Prüfstand
Die Weltbank hat die neuen Umwelt- und Sozialstandards an mehreren 
Projekten erprobt und mit den aktuellen Schutzmassnahmen 
verglichen. Ergebnisse für einen Staudamm im Libanon.

Was geschieht, wenn anstelle der geltenden 
Schutzvorschriften die neuen Umwelt- und 
Sozialstandards angewandt werden? Um 
sich einen genaueren Eindruck zu verschaf-
fen, hat die Weltbank die Prozesse anhand 
von etwa 50  Projekten in 30  Ländern ver-
glichen. Eines dieser Projekte ist der Bau 
des Bisri-Staudamms im Libanongebirge, 
der die Region und den Grossraum Beirut 
mit Wasser versorgen soll. Zum Projekt ge-
hört auch der Bau eines Wasserkraftwerks 
und der entsprechenden Infrastruktur: Zu-
fahrtsstrasse, Wasserleitung und Ausbau 
der Wasseraufbereitungsanlage. Das Stau-
becken soll ein Volumen von 116 Millionen 
Kubikmetern und eine Fläche von 434 Hek-
taren aufweisen. Die Unterstützung für die-
ses Projekt, die im September 2014 von der 
Weltbank gebilligt wurde, beinhaltet auch 
Dienstleistungen, Projektmanagement und 
Qualitätssicherung sowie Entschädigungen 
– für Umsiedlungen und den Verlust der 
Existenzgrundlage infolge des Landerwerbs 
von 570 Hektaren Land und der dadurch 
bedingten Enteignung.

Potenzielle Umweltrisiken bestehen nament-
lich hinsichtlich der biologischen Vielfalt, 
der Entwaldung, etwa 30 archäologischen 
Stätten, der Hochwassergefahr und der 
Wasserqualität unterhalb und oberhalb des 
Staudamms. Die sozialen Folgen hingegen 
sind durch den Landerwerb und die Ent-
eignungen bedingt. Davon betroffen sind 
861 (zumeist abwesende) und 6 ansässige 
Eigentümer sowie mehrere Dutzend Päch-
ter, darunter Nichtlibanesen, die zum Teil als 
schutzbedürftig eingestuft sind. 

Eine – selbst grobe – Zusammenfassung 
des Vergleichs zwischen der Anwendung 
der aktuellen Vorschriften und der neuen 
Standards nach Themenbereichen ergibt ein 
etwas konkreteres Bild der wichtigsten Un-
terschiede zwischen beiden Regelwerken. 

›› Evaluation und Bewältigung der 
Risiken und der ökologischen und 
sozialen Folgen 
Die neuen Standards übertragen den Län-
dern Verantwortung für die Umsetzung. 
Allerdings werden deren Fähigkeiten 
evaluiert und nach Bedarf werden Schu-
lungen durchgeführt. Zudem werden 
die potenziellen sozialen Folgen, insbe-
sondere wenn sie nicht direkt mit dem 
Landerwerb zusammenhängen, stärker 
berücksichtigt. Bei der Kontrolle der Ein-
haltung der Verpflichtungen sollen die 
Verantwortlichkeiten klarer herausgear-
beitet werden, und zwar durch bestimm-
te Zeitvorgaben für den Projektverlauf 
anstelle des derzeit dreijährlichen vorzule-
genden Zwischenberichts.

›› Arbeitskräfte und Arbeitsbedingungen
Bislang musste der Auftragnehmer, der 
für ein von der Bank finanziertes Projekt 
zuständig war, die Gesundheit und Si-
cherheit am Arbeitsplatz gewährleisten. 
Die Massnahmen hierzu wurden jedoch 
nie spezifiziert. Nach den neuen Stan-
dards müssen die Schutzmassnahmen auf 
die Beschäftigten der Subunternehmer 
und Zulieferer (etwa Bergbaubetriebe, die 
Baustoffe liefern) ausgeweitet werden. 
Zudem werden darin andere Aspekte der 
Arbeitgeber-/Arbeitnehmerbeziehungen 
geregelt.

›› Ressourceneffizienz und Verhütung 
und Bekämpfung von Verschmutzung
Fortschritte sind in Anbetracht der neuen 
Auflagen zur Optimierung des Energie-, 
Wasser- und Materialverbrauchs sowie 
der Förderung der internationalen Stan-
dards in diesem Bereich zu erwarten.

›› Sicherheit und Gesundheit der Bevöl-
kerung
Der Geltungsbereich dieser Standards 
wurde ausgeweitet, etwa die Beziehun-
gen zwischen den Arbeitnehmern und 
der Gemeinschaft. Weitere Elemente ka-
men zu diesem Kapitel hinzu, dazu gehö-
ren z.B. die allfälligen Folgen des Verlusts 

 
 
 
eines Ökosystems, das die Bevölkerung  
versorgt, die Entwaldung oder die Aus-
wirkungen auf ein Gewässer, das flussab-
wärts eines Staudammes liegt. 

Bei dem hier betrachteten Beispiel des Bis-
ri-Staudamms sind die Herausforderun-
gen hinsichtlich des Landerwerbs und der 
Umsiedlung der Bevölkerung oder für die 
biologische Vielfalt (die nunmehr besser 
geschützt würde) nicht sehr gross. Wie die 
vergleichende Untersuchung erkennen lässt, 
würde sich gegenüber der derzeitigen Situa-
tion nur wenig ändern. Dies gilt auch für das 
Kulturerbe, wobei einige Verbesserungen 
festzustellen sind, darunter die Berücksich-
tigung des immateriellen Kulturerbes (Tra-
ditionen, Bräuche, soziale Gepflogenheiten 
usw.).

Hinsichtlich des Engagements der ver-
schiedenen Interessensgruppen und der 
Veröffentlichung von Informationen sind 
hingegen beträchtliche Unterschiede zwi-
schen den aktuellen Schutzmassnahmen 
und den neuen Standards festzustellen. Sie 
betreffen alle von der Weltbank finanzier-
ten Projekte. Die Projektvorbereitung und 
-durchführung, das Beschwerdeverfahren 
oder die Verpflichtungen und organisa-
torischen Fähigkeiten sind Belege für die 
Bereitschaft zu grösserer Transparenz und 
stärkerer Einbindung der Gemeinschaft, 
welche mit den Standards bekundet wer-
den.


